
 
 
Welchen Informations-, Beratungs- und Dokumentationspflichten 
unterliegen Finanzanlagenvermittler? 
 
1. Statusbezogene Informationspflichten 

Beim ersten Geschäftskontakt muss der Gewerbetreibende dem Anleger 
statusbezogene Angaben klar und verständlich in Textform mitteilen (§ 12 
FinVermV). 
 

2. Information des Anlegers über Risiken, Kosten, Nebenkosten und 
Interessenkonflikte 
Dem Anleger müssen vom Gewerbetreibenden rechtzeitig vor Abschluss 
eines Geschäfts Informationen über Risiken, Kosten, Nebenkosten sowie 
Interessenkonflikte zur Verfügung gestellt werden (§ 13 FinVermV). 

Hinsichtlich der Kosten und Nebenkosten müssen die Informationen 
insbesondere Angaben zu dem Gesamtpreis, den der Anleger zu zahlen 
hat, enthalten. Dieser beinhaltet alle damit verbundenen Gebühren, 
Provisionen, Entgelte und Auslagen. Wenn die genaue Preisangabe nicht 
möglich ist, ist die Grundlage für die Berechnung des Gesamtpreises 
anzugeben. Die vom Gewerbetreibenden in Rechnung gestellten 
Provisionen sind separat aufzuführen. 

 
3. Redliche, eindeutige und nicht irreführende Informationen und 

Werbung 
Alle Informationen einschließlich Werbemitteilungen, die der 
Gewerbetreibende dem Anleger zugänglich macht, müssen redlich, 
eindeutig und nicht irreführend sein (§ 14 FinVermV). 
 

4. Bereitstellung des Informationsblatts 
Im Fall einer Anlageberatung hat der Gewerbetreibende dem Anleger 
rechtzeitig vor dem Abschluss eines Geschäfts über jede Finanzanlage, auf 
die sich eine Kaufempfehlung bezieht, ein Produktinformationsblatt (sog. 
„Beipackzettel") zur Verfügung zu stellen (§ 15 FinVermV). 
 

5. Einholung von Informationen über den Anleger, Pflicht zur Empfehlung 
geeigneter Finanzanlagen 
Der Gewerbetreibende muss im Rahmen der Anlageberatung alle 
Informationen über Kenntnisse und Erfahrungen des Anlegers in Bezug auf 
Finanzanlagen, die Anlageziele des Anlegers und seine finanziellen 
Verhältnisse einholen, die erforderlich sind, um dem Anleger eine für ihn 
geeignete Finanzanlage empfehlen zu können. Maßgeblich für die 



Geeignetheit ist dabei, ob die empfohlene Finanzanlage den Anlagezielen 
des Anlegers entspricht, die hieraus erwachsenden Anlagerisiken für den 
Anleger entsprechend seinen Anlagezielen finanziell tragbar sind und er die 
Anlagerisiken mit seinen Kenntnissen und Erfahrungen verstehen kann (§ 
16 FinVermV). 
  
Sofern der Gewerbetreibende die erforderlichen Informationen nicht erlangt, 
darf er dem Anleger im Rahmen der Anlageberatung keine Finanzanlage 
empfehlen. 
 

6. Offenlegung von Zuwendungen 
Der Gewerbetreibende darf im Zusammenhang mit der Vermittlung von und 
Beratung über Finanzanlagen Zuwendungen nur von Dritten annehmen oder 
an Dritte gewähren, wenn er Existenz, Art und Umfang der Zuwendung dem 
Anleger vor Abschluss des Vertrags in umfassender, zutreffender und 
verständlicher Weise offengelegt hat. Lässt sich der Umfang noch nicht 
bestimmen, muss er dem Anleger die Art und Weise der Berechnung der 
Zuwendung offenlegen. Sie darf der ordnungsgemäßen Vermittlung und 
Beratung im Interesse des Anlegers nicht entgegenstehen (§ 17 FinVermV). 
  
Unter Zuwendungen sind Provisionen, Gebühren oder sonstige 
Geldleistungen sowie alle geldwerten Vorteile, die der Gewerbetreibende 
vom Emittenten, Anbieter einer Finanzanlage oder von einem sonstigen 
Dritten für deren Vermittlung oder Beratung erhält oder an Dritte gewährt, zu 
verstehen. 
 

7. Anfertigung eines Beratungsprotokolls 
Über jede Anlageberatung muss unverzüglich nach deren Abschluss und 
vor Abschluss eines Geschäfts ein Protokoll in Schriftform angefertigt 
werden. Eine Kopie ist dem Anleger unverzüglich nach Abschluss der 
Beratung und vor Abschluss eines Geschäfts zur Verfügung zu stellen (§ 18 
FinVermV). 
  
Auch Mitarbeiter des Gewerbetreibenden müssen diese Pflichten einhalten. 

  
Nähere Einzelheiten zu den Informations-, Beratungs- und Dokumentations-
pflichten ergeben sich aus Abschnitt 4 der Finanzanlagenvermittlungs-
verordnung (FinVermV). 


